
gelegenheiten betrifft, sp ist es im wesentlichen seines 
Initiativrechts beraubt, das an die Regierung übergeht. 
Darüber hinaus besitzt diese auch noch das Vetorecht, 
indem sie den Verfassungsrat anrufen kann — ein aus 
neun ernannten Mitgliedern bestehendes Gremium 
(drei Mitglieder werden vom Präsidenten der Republik, 
drei vom Präsidenten des Senats und drei vom Präsi­
denten der Nationalversammlung ernannt; der Präsi­
dent des Ausschusses, dessen Stimme ausschlaggebend 
ist, wird durch den Präsidenten der Republik ernannt). 
Dieser Verfassungsrat kann jede legislative Maßnahme 
für verfassungswidrig erklären. Andererseits kann die 
Regierung der Nationalversammlung ein Gesetz auf­
zwingen, wenn diese nicht mit absoluter Mehrheit einen 
Antrag, es abzulehnen, annimmt. So kann ein Gesetz 
als angenommen gelten, wenn sich nicht eine einzige 
Stimme für seine Annahme erhoben und die Hälfte der 
^Abgeordneten für die Ablehnung gestimmt hat.

Selbst bei der Ausübung der geringen Macht, die der 
Nationalversammlung bleibt, ist sie noch des traditio­
nellen Rechts beraubt, ihre Arbeit nach freiem Er­
messen einzurichten: Die Nationalversammlung muß 
ihren Präsidenten für die Legislaturperiode wählen; 
sie ist also daran gehindert, ihre Wahl entsprechend 
den Veränderungen in der Zusammensetzung der 
Mehrheit oder den politischen Bedingungen zu revi­
dieren. Die Anzahl der Parlamentsausschüsse ist will­
kürlich auf sechs beschränkt. Die maximale Gesamt­
dauer der ordentlichen Sitzungsperioden wird auf 
5‘/2 Monate verkürzt, und die Regierung ist nur dann 
verpflichtet, eine außerordentliche Tagung — von 
höchstens zwölftägiger Dauer — einzuberufen, wenn 
die absolute Mehrheit der Abgeordneten es fordert. 
Tritt die nach der Ausübung des Auflösungsrechts ge­
wählte Nationalversammlung zum erstenmal zusam­
men, so kann die Tagung nicht länger als 14 Tage 
dauern, wenn sie außerhalb der für die ordentlichen 
Tagungen vorgesehenen Zeit stattflndet.

Die Regierung kann dem Parlament die Debatte 
über ihre Pläne vordringlich und in der ihr genehmen 
Reihenfolge auferlegen und schon dadurch Obstruktion 
gegen die Diskussion von Vorlagen treiben, die ihr 

t nicht genehm sind. Die Regierung kann verlangen, daß 
das Parlament in geschlossener Sitzung berät. Sie 
kann den Belagerungszustand verhängen und braucht 
die Nationalversammlung während der ersten 14 Tage 
dieser Zeit nicht einzuberufen. Der Präsident ist durch 
kein Gesetz ausdrücklich dazu verpflichtet, die Gesetze 
zu verkünden.

Während die Nationalversammlung derart des wesent­
lichen Inhalts des Gesetzgebungsrechts beraubt ist, 
häufen sich vor ihr noch die Schwierigkeiten bei der 
Kontrolle der Regierung.

Weiter oben haben wir das gänzliche Fehlen von 
Garantien dafür festgestellt, daß die Ernennung des 
Premierministers und der Regierungsmitglieder einer 
Debatte und einer Abstimmung im Parlament unter­
liegt. Mehr noch: Die Regierung kann nur dann zum 
Rücktritt gezwungen werden, wenn ein und derselbe 
Tadelsantrag mehr als die Hälfte der Stimmen aller 
Mitglieder der Nationalversammlung auf sich ver­
einigt (Art. 49). Damit werden zwangsläufig nicht nur 
die sich der Stimme Enthaltenden zur Regierungspar­
tei gezählt, sondern sogar die Abgeordneten, die einen 
Parlamentsauftrag durchführen oder sonst an der Teil­
nahme verhindert sind. Die Abstimmung über einen 
Tadelsantrag ist stets mit der Drohung einer Auf­
lösung der Nationalversammlung belastet, die vom 
Präsidenten der Republik völlig selbständig und nur 
durch seine Unterschrift jederzeit verfügt werden kann, 
es sei denn, die letzte Auflösung des Parlaments hätte 
vor weniger als einem Jahr stattgefunden (Art. 12).

Schließlich entscheiden, um noch weitere Sicherhei­
ten zu schaffen, nicht mehr die Kammern des Parla­
ments über die Gültigkeit der Wahl ihrer Mitglieder, 
sondern der Verfassungsrat (Art. 59).

Was für den Aufbau der Regierungseinrichtungen 
und des Parlaments zutrifft, wiederholt sich auf dem 
Gebiet der Justiz:

Die Verfassung von 1946 hatte einen Obersten Rat 
der Richter geschaffen, bei dem sechs Mitglieder durch 
die Nationalversammlung, vier durch die Richter ge­

wählt und zwei durch den Präsidenten der Republik 
ernannt wurden. Sie hatte die Unabhängigkeit des 
Richterstandes sichern wollen, indem sie diesem Rat 
die Disziplinargewalt sowie die Kontrolle über die 
Beförderungslisten übertrug.

' Von jetzt an werden die Mitglieder des Obersten 
Rats der Richter nicht mehr gewählt, sondern vom 
Präsidenten der Republik ernannt. Zum anderen wer­
den die Mitglieder der Gerichtshöfe, mit Ausnahme 
derjenigen des Kassationsgerichts sowie der ersten 
Vorsitzenden des Appellationsgerichte, nicht mehr 
— wie nach der Verfassung von 1946 — auf Vorschlag 
des Obersten Rats der Richter ernannt, der nur noch 
eine rein beratende Rolle behält.

Schließlich muß Art. 4 der neuen Verfassung noch 
ein besonderer Abschnitt gewidmet werden. Dieser 
Artikel, der die politischen Parteien verpflichtet, „die 
Grundsätze der nationalen Souveränität und der Demo­
kratie zu achten“, wurde auf Verlangen des „Konsul­
tativrats“ aufgenommen, und die Regierung beeilte 
sich, seinem Wunsch Folge zu leisten. Man kann nicht 
umhin, diesen Artikel mit dem entsprechenden Ar­
tikel des Grundgesetzes der Deutschen Bundesrepublik 
in Verbindung zu bringen, dessen Anwendung man 
bereits im Karlsruher Prozeß gegen die KPD kennen- 
gelemt hat. Art. 4 bedroht auf direkte und ständige 
Weise das Koalitionsrecht, was den Widerspruch des 
Staatsrats hervorrief. Man ging über diesen Wider­
spruch hinweg.

*

Natürlich genügt eine neue Verfassung nicht, um 
alle Probleme zu lösen; aber die Grenzen, in denen 
sich die Arbeiterklasse eines kapitalistischen Staates 
bei ihren legalen Oppositionshandlungen gegen die 
Diktatur der Bourgeoisie zu bewegen vermag, können 
ihr niemals gleichgültig sein.

Die Gegner dieser Verfassung, die konsequentesten 
und klarsehendsten Republikaner, konnten während 
der kurzen Frist von vier Monaten, die den Staats­
streich von der Volksabstimmung trennte, nichts wei­
ter tun, als die öffentliche Meinung zu alarmieren, sich 
die Dinge für später vorzubehalten, eine Saat von Er­
klärungen auszusäen, die in der Stunde der Überprü­
fungen aufgeben würde. Angesichts der Wahlpropa­
ganda, die von der äußersten Rechten, den eifrigsten 
Verfechtern der Abhängigkeit Algeriens und den 
faschistischen Abenteurern bis zu den sozialdemokrati­
schen Führern entfacht wurde, war es der großen 
Mehrheit des Volkes nicht mehr möglich, so schnell 
durch ihre eigenen Kämpfe zu überprüfen, wie be­
gründet die Warnungen gewesen waren, die sie in rei­
chem Maße erhalten hatte. Hinzu kam, daß das Volk 
durch einen heftigen und berechtigten Wunsch nach 
Veränderung der Lage dazu bereit war, sich den größ­
ten Illusionen hinzugeben.

Sechs Monate sind nun vergangen, und die Anlässe 
zu einer Überprüfung häufen sich selbst vor dem 
Blindesten. Art. 92 der Verfassung, der sich mit den 
Übergangsmaßnahmen befaßt, enthält Bestimmungen, 
die vorsehen, daß während einer Frist von vier 
Monaten „die für die Bildung der Einrichtungen und 
bis zu dieser Bildung notwendigen gesetzlichen Maß­
nahmen vom Ministerrat nach Anhören des Staatsrats 
durch Verordnungen getroffen werden, die Gesetzes­
kraft haben“, und daß in der gleichen Weise „das 
Wahlverfahren, nach dem die in dieser Verfassung 
vorgesehenen Versammlungen zu wählen sind, be­
stimmt wird“. „Während der gleichen Frist und unter 
den gleichen Bedingungen kann die Regierung auf je­
dem Gebiet all die Maßnahmen treffen, die sie für 
notwendig erachtet, um das Leben der Nation, den 
Schutz der Bürger oder die Aufrechterhaltung der 
Freiheit zu sichern.“

Wenn diese Maßnahmen auch nur vorübergehender 
Natur sind, so geben sie doch einen Vorgeschmack von 
der Auffassung der Regierung.

Die erste Gelegenheit zur Überprüfung gibt die 
durch einfachen Regierungserlaß erfolgte Einführung 
eines Wahlmodus, der die Wahl der Karikatur einer 
Nationalvertretung zur Folge gehabt hat. Ursache hier­
für war offensichtlich die Furcht, daß auch diese 
Karikatur eines parlamentarischen Regimes immer
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